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Referentenentwurf 

Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz 

Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung der Verfügbarkeit von Was-
serstoff und zur Änderung weiterer rechtlicher Rahmenbedingungen für 
den Wasserstoffhochlauf  

A. Problem und Ziel

Das Bundes-Klimaschutzgesetz sieht vor, dass Deutschland im Einklang mit den internati-
onalen Verpflichtungen aus dem Pariser Klimaschutzabkommen die Treibhausgasemissio-
nen bis zum Jahr 2045 so weit gemindert hat, dass die Netto-Treibhausgasneutralität er-
reicht wird. Bis 2030 erfordern die Klimaziele des Klimaschutzgesetzes nahezu eine Ver-
dreifachung der bisherigen Geschwindigkeit der Emissionsminderung; das heißt, dass die 
Treibhausgasemissionen fortan bis 2030 jährlich um 36 bis 41 Millionen Tonnen sinken 
müssen (bisher beträgt die jährliche Emissionsminderung etwa 15 Millionen Tonnen). Für 
das Erreichen der gesetzlichen Klimaziele sind eine deutliche Steigerung der Energieeffizi-
enz, ein starker und beschleunigter Ausbau der erneuerbaren Energien und eine Versor-
gung Deutschlands mit ausreichend Wasserstoff aus erneuerbaren Energien unabdingbar. 
Wasserstoff wird eine wichtige Rolle dabei übernehmen, erneuerbare Energien zu spei-
chern und zu transportieren sowie die Dekarbonisierung der Industrie zu ermöglichen. Denn 
Wasserstoff muss insbesondere in den Wirtschaftssektoren genutzt werden, in denen es 
nicht möglich ist, Verfahren und Prozesse durch eine direkte Elektrifizierung auf Treibhaus-
gasneutralität umzustellen. Ziel des Gesetzentwurfs ist es, den für den Klimaschutz erfor-
derlichen Markthochlauf von Wasserstoff zu beschleunigen, um einen Beitrag zur Transfor-
mation Deutschlands zur klimaneutralen Volkswirtschaft zu leisten. Dabei kommt der Er-
zeugung von Wasserstoff aus erneuerbaren Energien eine besondere Rolle zu. Der Hoch-
lauf benötigt insgesamt effektive, kohärente und transparente Rahmenbedingungen, die die 
direkten Förderinstrumente optimal ergänzen. Hierbei nimmt die Vereinfachung von Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren sowie der Vergabeverfahren insbesondere für die Er-
zeugung, die Speicherung und den Import von Wasserstoff eine zentrale Rolle ein. Dadurch 
wird auch das Anliegen aus dem Koalitionsvertrag zum Aufbau einer leistungsfähigen Was-
serstoffwirtschaft aufgegriffen. 

Dieser Gesetzentwurf steht im Kontext der gefährdeten rechtzeitigen Erreichung der Ziele 
der Resolution der Generalversammlung der Vereinten Nationen vom 25. September 2015 
„Transformation unserer Welt: die UN-Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung“ und trägt 
insbesondere zur Erreichung von Nachhaltigkeitsziel 13 „Umgehend Maßnahmen zur Be-
kämpfung des Klimawandels und seiner Auswirkungen ergreifen“ bei. Der Entwurf leistet 
auch einen Beitrag zur Erreichung der Nachhaltigkeitsziele 7 und 16, den Zugang zu be-
zahlbarer, verlässlicher, nachhaltiger und moderner Energie durch leistungsfähige, rechen-
schaftspflichtige und transparente Institutionen auf allen Ebenen zu sichern. 

B. Lösung

Um einen substantiellen Beitrag zu einer für die Erreichung der Klimaziele notwendigen 
Versorgung Deutschlands mit Wasserstoff zu leisten, wird den Vorhaben im Anwendungs-
bereich des Wasserstoffbeschleunigungsgesetzes grundsätzlich ein überragendes öffentli-
ches Interesse zugeteilt. Zudem wird durch diesen Gesetzentwurf festgelegt, dass diese 
Vorhaben der Wahrung der öffentlichen Sicherheit dienen. Des Weiteren sollen 
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verschiedene Änderungen der Verfahrensregelungen unterschiedlicher behördlicher Ver-
fahren bei der Planung und Genehmigung von Schlüsselvorhaben der Wasserstoffinfra-
struktur die Dauer dieser Verfahren verkürzen und Vereinfachungen schaffen. Dies wird 
durch Digitalisierungsvorgaben, durch die Einführung oder Verkürzung behördlicher Fristen 
bei der Bearbeitung von Antragsunterlagen sowie durch Erleichterungen bei der Umrüstung 
bestehender Gasleitungen und -speicher in Wasserstoffleitungen und -speicher erreicht. 
Dabei werden die unterschiedlichen Zulassungsregime adressiert, welche bei der Planung 
und Genehmigung von Vorhaben der Wasserstoffinfrastruktur eine Rolle spielen. Betroffen 
sind unter anderem das immissionsschutzrechtliche Verfahren, das wasserrechtliche Ver-
fahren, das Planfeststellungsverfahren nach dem Energiewirtschaftsgesetz und die Um-
weltverträglichkeitsprüfung als unselbstständiger Teil einzelner Zulassungsverfahren. Zu-
sätzlich werden Maßnahmen zur Beschleunigung von gerichtlichen Verfahren ergriffen. 
Auch die Vergabe- und Nachprüfungsverfahren für Vorhaben im Anwendungsbereich des 
Wasserstoffbeschleunigungsgesetzes sollen beschleunigt werden. Mit dem Gesetzentwurf 
kann auch im Sinne einer Krisenvorsorge eine weitere Diversifizierung des Energiebedarfs, 
auch im europäischen Kontext, beschleunigt werden. 

C. Alternativen 

Keine. Mit dem Gesetzentwurf sollen Anliegen aus dem Koalitionsvertrag aufgegriffen und 
kodifiziert werden. Darüber hinaus dient der Gesetzentwurf der weiteren Sicherung der 
Energieversorgung und der Erreichung der nationalen Klimaschutzziele im Einklang mit den 
internationalen Verpflichtungen aus dem Pariser Klimaschutzabkommen.  

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Für die Haushalte des Bundes und der Länder, einschließlich der Kommunen, entstehen – 
bis auf die nachstehenden Ausführungen zum Bundesverwaltungsgericht – keine neuen 
Ausgaben. Etwaigen Mehrbedarfen bei den Oberverwaltungsgerichten bzw. Verwaltungs-
gerichtshöfen infolge der vorgesehenen erstinstanzlichen Zuständigkeit dieser Gerichte 
stehen Minderbedarfe bei den Verwaltungsgerichten gegenüber. Die Übertragung weiterer 
erst- und letztinstanzlicher Zuständigkeiten auf das Bundesverwaltungsgericht wird dort zu 
einem geringfügig erhöhten Verfahrensaufkommen und damit voraussichtlich zu einer Er-
höhung der jährlichen Personalkosten und der damit zusammenhängenden Sachkosten im 
Justizhaushalt – Einzelplan 07 – führen. Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln soll 
finanziell und stellenmäßig im Einzelplan 07 ausgeglichen werden. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Aus den gesetzlichen Änderungen entsteht kein Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und 
Bürger. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Aus diesem Gesetzentwurf entsteht der Wirtschaft kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand. 
Vielmehr gelten die Regelungen zur Genehmigung und Zulassung von Anlagen – wie bisher 
– entsprechend den Vorgaben der Fachgesetze, wobei aufgrund der Regelungen zur Digi-
talisierung zu erwarten ist, dass sich der Erfüllungsaufwand deutlich verringern wird. 
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Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

Es entstehen keine Bürokratiekosten aus Informationspflichten. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Aus diesem Gesetzentwurf entsteht der Verwaltung kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand. 
Vielmehr gelten die Regelungen zur Genehmigung und Zulassung von Anlagen – wie bis-
her – entsprechend den Vorgaben der Fachgesetze, wobei aufgrund der Regelungen zur 
Digitalisierung zu erwarten ist, dass sich der Erfüllungsaufwand deutlich verringern wird.  

F. Weitere Kosten 

Die Regelungen dieses Gesetzentwurfs bewirken keine wesentlichen Änderungen bei den 
sonstigen Kosten der Wirtschaft und den Kosten für soziale Sicherungssysteme. Es sind 
keine Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbrau-
cherpreisniveau, zu erwarten. Durch das Wasserstoffbeschleunigungsgesetz werden auch 
Zuständigkeiten des Bundesverwaltungsgerichts und der Oberverwaltungsgerichte festge-
legt. Ob und in welchem Umfang sich daraus Justizkosten ergeben können, kann derzeit 
nicht geschätzt werden. Durch die Erweiterung der erstinstanzlichen Zuständigkeit beim 
Oberverwaltungsgericht entfällt eine Tatsacheninstanz. Hierdurch werden Kosten einge-
spart, deren Höhe sich derzeit noch nicht genau beziffern lässt, da die Anzahl der geplanten 
Anlagen nicht präzise abgeschätzt werden kann. Es kann aktuell insbesondere nicht genau 
prognostiziert werden, für wie viele der bis 2030 benötigten Elektrolyseure an Land eine 
Leistung von über 30 Megawatt (MW) installiert sein wird. Die zukünftige Leistung von Elekt-
rolyseuren hängt von wirtschaftlichen und technischen Rahmenbedingungen ab, die derzeit 
noch nicht feststehen. Der weit überwiegende Anteil der Elektrolyseure dürfte unterhalb 
dieser für die erstinstanzliche Zuständigkeit der Oberverwaltungsgerichte bzw. Verwal-
tungsgerichtshöfe maßgeblichen Schwelle von 30 MW liegen. Nach derzeitiger grober Ab-
schätzung wird mit einer zweistelligen Anzahl von Vorhaben von über 30 MW gerechnet. 
Weiterhin ist davon auszugehen, dass etwa 15 oberirdische und unterirdische Wasserstoff-
speicher sowie eine niedrige einstellige Anzahl von Verdichtern bis 2030 samt infrastruktu-
reller Anbindung in Betrieb gehen werden. Es wird angenommen, dass insgesamt nur ein 
geringer Teil der benannten Vorhaben in oberverwaltungsgerichtlichen Verfahren zur Über-
prüfung gestellt werden wird, da diese aufgrund ihrer Größe und ihrer Auswirkungen regel-
mäßig in Hafen- und Industriegebieten angesiedelt werden und etwaige Nutzungs- und In-
teressenkonflikte somit voraussichtlich eher selten auftreten werden. Die Übertragung wei-
terer erst- und letztinstanzlicher Zuständigkeiten auf das Bundesverwaltungsgericht wird 
dort zu einem geringfügig erhöhten Verfahrensaufkommen führen. Ebenfalls kann derzeit 
nicht prognostiziert werden, wann etwaige Verfahren anhängig werden. Bis zum Jahr 2030 
kann voraussichtlich mit vier Anlagen zur Rückumwandlung in Wasserstoff gerechnet wer-
den. Auch hier kann davon ausgegangen werden, dass nur ein geringer Teil der benannten 
Vorhaben zur Überprüfung gestellt werden wird, da diese ebenfalls aufgrund ihrer Größe 
und ihrer Auswirkungen regelmäßig in Hafen- und Industriegebieten angesiedelt werden 
und etwaige Nutzungs- und Interessenkonflikte somit voraussichtlich eher selten auftreten 
werden. 

Durchschnittliche Einzelfallkosten für ein Verfahren vor dem Oberverwaltungsgericht oder 
Bundesverwaltungsgericht anstelle des Verwaltungsgerichts liegen nicht vor. Aus vorlie-
genden Statistiken kann entnommen werden, dass Verfahren über Infrastrukturvorhaben, 
für die das Bundesverwaltungsgericht in erster und letzter Instanz zuständig ist, im Durch-
schnitt 12 Monate und 18 Tage dauern (Quelle: BVerwG vom 9. März 2023). Für Oberver-
waltungsgerichte weist eine ältere Statistik des Statistischen Bundesamtes (Fachserie A, 
Reihe 2.4, 2021, S. 87) leicht divergierende Daten je nach Bundesland aus, für technische 



 - 4 - Bearbeitungsstand: 11.04.2024  09:58 

 

Großvorhaben werden für Deutschland gemittelte 19,2 Monate angegeben. Für Verwal-
tungsgerichte wird für erledigte Hauptverfahren eine deutschlandweit gemittelte Verfah-
rensdauer von 26 Monaten angegeben (Fachserie A, S. 25). Überschlägig kann der Perso-
nalaufwand für Richter bei einem Verfahren vor dem VG, OVG und BVerwG als vergleich-
bar angesehen werden (drei Richter und gegebenenfalls 2 ehrenamtliche Richter am VG, 
drei oder fünf Richter am OVG; fünf Richter am BVerwG mit mündlicher Verhandlung oder 
drei Richter in Verfahren außerhalb der mündlichen Verhandlung, Quelle: Bundesverwal-
tungsgericht). Das SG Duisburg (S 49 U 26/22) hat die Kosten einer Richterstunde mit 300 
Euro angenommen.  

Mit der Rechtwegverkürzung kann dabei im Einzelfall die Verfahrensdauer (Tatsachen- und 
Rechtsmittelinstanz) erheblich beschleunigt werden, was im Einzelfall auch zu einer Verrin-
gerung der Justizkosten führen kann. Damit einher geht allerdings auch, dass sich die Kos-
ten stärker beim Bund niederschlagen, wenn das Bundesverwaltungsgericht in erster und 
letzter Instanz entscheidet. 
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Referentenentwurf des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Klimaschutz 

Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung der Verfügbarkeit von 
Wasserstoff und zur Änderung weiterer rechtlicher Rahmenbedingun-

gen für den Wasserstoffhochlauf1) 

Vom ... 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Inhaltsübersicht 

Artikel 1 Gesetz zur planungs- und genehmigungsrechtlichen Beschleunigung der Er-
zeugung, der Speicherung und des Imports von Wasserstoff (Wasserstoffbe-
schleunigungsgesetz – WassBG) 

Artikel 2 Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung 

Artikel 3 Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes 

Artikel 4 Änderung des Bundesfernstraßengesetzes 

Artikel 5 Änderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

Artikel 6 Änderung des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

Artikel 7 Änderung des Raumordnungsgesetzes 

Artikel 8 Inkrafttreten 

Artikel 1 

Gesetz zur planungs- und genehmigungsrechtlichen Beschleuni-
gung der Erzeugung, der Speicherung und des Imports von Was-

serstoff 

(Wasserstoffbeschleunigungsgesetz – WassBG) 

Inhaltsübersicht 

§ 1 Zweck und Ziel des Gesetzes 

§ 2 Anwendungsbereich 

§ 3 Begriffsbestimmungen 

                                                
1) Artikel 1 § 4 dieses Gesetzes dient auch der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2023/2413 des Europäi-

schen Parlaments und des Rates vom 18. Oktober 2023 zur Änderung der Richtlinie (EU) 2018/2001, 
der Verordnung (EU) 2018/1999 und der Richtlinie 98/70/EG im Hinblick auf die Förderung von Energie 
aus erneuerbaren Quellen und zur Aufhebung der Richtlinie (EU) 2015/652 des Rates (ABl. L, 
2023/2413, 31.10.2023). 
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„Maßgaben“ die Wörter „der Absätze 2 bis 12“ eingefügt und wird am Ende der 
Doppelpunkt durch einen Punkt ersetzt.  

c) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

(2) „ Der Träger des Vorhabens reicht den Plan ausschließlich in dem von der 
Anhörungsbehörde vorgegebenen verkehrsüblichen elektronischen Format bei 
der Anhörungsbehörde ein.“ 

d) Die bisherige Nummer 1 wird zu Absatz 3. 

e) Im neuen Absatz 3 wird das Wort „gemäß“ durch das Wort „nach“ ersetzt.  

f) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden im neuen Absatz 3 nach Satz 1 angefügt und 
wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 wird die Angabe „Nummer 1“ gestrichen. 

bb) In Satz 3 wird das Semikolon nach dem Wort „gestellt“ durch ein Komma er-
setzt. 

g) Nach Absatz 3 werden folgende Absätze 4 bis 6 eingefügt: 

(4) „ Jeder Behörde sowie jedem Träger öffentlicher Belange, deren Aufgaben-
bereich durch das Vorhaben berührt wird, wird der Plan ausschließlich elektronisch 
zugänglich gemacht. 

(5) Jede Behörde, deren Aufgabenbereich durch das Vorhaben berührt wird, 
übermittelt ihre Stellungnahme ausschließlich elektronisch an die Anhörungsbe-
hörde. 

(6) Eine Bekanntmachung im Anhörungsverfahren wird dadurch bewirkt, 
dass der Inhalt der Bekanntmachung auf der Internetseite der Anhörungsbehörde 
zugänglich gemacht wird. 

(7) Jede Einwendung sowie jede Stellungnahme ist gegenüber der Anhö-
rungsbehörde abzugeben. Sie solle jeweils elektronisch übermittelt werden. Eine 
schriftliche Übermittlung ist ebenfalls möglich. Hierauf ist in der Bekanntmachung 
der Auslegung oder bei der Bekanntgabe der Einwendungsfrist hinzuweisen.“ 

h) Die bisherige Nummer 3 wird Absatz 8. 

i) Im neuen Absatz 8 werden die Wörter „Die Einwendungen und Stellungnahmen 
sind“ durch die Wörter „Jede Einwendung sowie jede Stellungnahme ist“ ersetzt 
und wird nach dem Wort „Beauftragten“ das Wort „elektronisch“ eingefügt und wird 
das Wort „ermöglichen;“ durch die Wörter „ermöglichen, dabei sind“ ersetzt und 
wird nach den Wörtern „datenschutzrechtliche Bestimmungen“ das Wort „sind“ ge-
strichen und wird nach den Wörtern „zu beachten“ ein Punkt eingefügt und werden 
die Wörter „; auf Verlangen“ durch die Wörter „Auf Verlangen“ ersetzt und wird 
nach den Wörtern „nicht erforderlich sind“ ein Punkt eingefügt und werden die Wör-
ter „; auf diese Möglichkeit“ durch die Wörter „Auf die Möglichkeit der Unkenntlich-
machung“ ersetzt.  

j) In Absatz 8 wird folgender Satz angefügt:  

„Eine Erwiderung wird gegenüber der Anhörungsbehörde elektronisch übermittelt.“ 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

Dieser Gesetzentwurf steht im Kontext der gefährdeten rechtzeitigen Erreichung der Ziele 
der Resolution der Generalversammlung der Vereinten Nationen vom 25. September 2015 
„Transformation unserer Welt: die UN-Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung“ und trägt 
insbesondere zur Erreichung von Nachhaltigkeitsziel 13 „Umgehend Maßnahmen zur Be-
kämpfung des Klimawandels und seiner Auswirkungen ergreifen“ bei. Der Entwurf leistet 
auch einen Beitrag zur Erreichung der Nachhaltigkeitsziele 7 und 16, den Zugang zu be-
zahlbarer, verlässlicher, nachhaltiger und moderner Energie durch leistungsfähige, rechen-
schaftspflichtige und transparente Institutionen auf allen Ebenen zu sichern. 

Der Ausstoß von CO2 bei der Stromerzeugung, im Verkehr und von der Industrie trägt ent-
scheidend zur Erderwärmung bei. Um die im Bundes-Klimaschutzgesetz festgelegte Netto-
Treibhausgasneutralität im Jahr 2045 zu erreichen, müssen zahlreiche Maßnahmen ergrif-
fen werden. Die Transformation hin zur Netto-Treibhausgasneutralität ist mit einem Wandel 
des Energiesystems verbunden. Für den langfristigen Erfolg der Energiewende und für den 
Klimaschutz sind Alternativen zu fossilen Energieträgern dringend erforderlich. Die Ener-
gieversorgung wird in Zukunft auf erneuerbaren Energien und klimaneutralen Energieträ-
gern wie insbesondere grünem Wasserstoff basieren. Diese ersetzen fossile Energieträger 
wie Kohle, Erdgas und Öl, die heute noch einen großen Teil des Energiebedarfs decken.  

Neben dem zügigen Ausbau der erneuerbaren Energien und der dafür erforderlichen Net-
zinfrastruktur bedarf es daher einer raschen Versorgung Deutschlands mit Wasserstoff. 
Dieser wird als vielfältig einsetzbarer Energieträger eine Schlüsselrolle im Prozess der De-
karbonisierung einnehmen. Klimafreundlich hergestellter Wasserstoff ermöglicht es, die 
CO2-Emissionen vor allem in Industrie und in Teilen des Verkehrs dort zu verringern, wo 
Energieeffizienz und die direkte Nutzung von Strom aus erneuerbaren Energien weniger 
effizient oder nicht möglich sind. Dies betrifft vor allem die Schwerindustrie (Stahl, Zement, 
Prozesswärme, Teile der Chemie, usw.), die Stromversorgung und einige Verkehrsberei-
che.  

Für die schnelle Versorgung mit ausreichend Wasserstoff sind zahlreiche Erleichterungen 
für Vorhaben der Wasserstoffinfrastruktur unabdingbar. Diese Erleichterungen müssen die 
unterschiedlichen Planungs- und Genehmigungsverfahren betreffen, die zum Aufbau einer 
leistungsfähigen Wasserstoffinfrastruktur durchlaufen werden. Derzeit sind die Planungs- 
und Genehmigungsverfahren von langer Dauer und mit hohem bürokratischem Aufwand 
verbunden. Dies verhindert einerseits wegweisende Investitionen in Vorhaben der Wasser-
stoffinfrastruktur und andererseits die Umsetzung von derartigen Projekten. Hierauf wird 
weiterhin mit erheblichen Anstrengungen reagiert, um insbesondere die Antrags- und Ge-
nehmigungsverfahren mit effizienten digitalen Prozessen wesentlich zu beschleunigen. 
Diese Anstrengungen sollen durch gesetzliche Regelungen zur Digitalisierung, insbeson-
dere im Bundes-Immissionsschutzgesetz und dem Energiewirtschaftsgesetz, flankiert wer-
den. Parallel zum Ausbau der Erneuerbaren Energien sind vergleichbare Erleichterungen 
auch für Wasserstoffvorhaben notwendig, um die Transformation des Energiesystems 
rechtzeitig erreichen zu können. Deshalb beinhalten auch der Koalitionsvertrag sowie die 
Nationale Wasserstoffstrategie den möglichst schnellen Aufbau einer leistungsfähigen 
Wasserstoffwirtschaft und die dafür notwendige Import- und Transportinfrastruktur. 



 - 21 - Bearbeitungsstand: 11.04.2024  09:58 

 

Die nationale Wasserstoffherstellung erfolgt sowohl durch Anlagen zur elektrolytischen Er-
zeugung von Wasserstoff als auch durch die Aufspaltung und Dehydrierung von Ammoniak 
und hydrierten flüssigen organischen Wasserstoffträgern. Der Koalitionsvertrag sowie die 
Fortschreibung der Nationalen Wasserstoffstrategie sehen neben der Verdopplung des na-
tionalen Ausbauziels der Elektrolyseleistung von 5 auf mindestens 10 GW bis zum Jahr 
2030 vor, dass der Infrastrukturaufbau beschleunigt und Deutschland bis 2030 Leitmarkt 
für Wasserstofftechnologien wird. Eine starke und nachhaltige inländische klimafreundliche 
Wasserstoffproduktion sorgt für eine nachhaltige, auf Erneuerbaren Energien aufbauende, 
gesicherte Bedarfsdeckung mit kurzen Transportwegen.  

Über die nationale Wasserstoffproduktion hinaus ist es Ziel, zügig eine Importinfrastruktur 
in Deutschland und Europa bereitzustellen, um die absehbaren Wasserstoffbedarfe früh-
zeitig auch mit außerhalb der EU erzeugtem, nachhaltigem und treibhausgasneutralem 
Wasserstoff decken zu können. Der Import von Wasserstoff und Derivaten ist insbesondere 
in den kommenden Jahren größtenteils schiffsbasiert geplant. Hierfür soll der beschleunigte 
Aufbau von Wasserstoffterminals an den deutschen Küsten sowie Anlagen zur Gewinnung 
von Wasserstoff aus Derivaten (z.B. durch Aufspaltung) vorangetrieben werden. 

Für das Transportnetz sind neben den bereits rechtlich im Energiewirtschaftsgesetz gere-
gelten Wasserstoffleitungen auch Versorgungsleitungen für Dampf und Wasser sowie un-
mittelbare Stromleitungen von erneuerbaren Energien Anlagen zu den jeweiligen Produkti-
ons-, Speicher und Importanlagen erforderlich.  

Mit den Regelungen sollen Anreize für private Investitionen in nachhaltige, insbesondere 
wirtschaftliche und ökologische Erzeugung, Transport und Nutzung von Wasserstoff etab-
liert werden. Zudem setzt das Wasserstoffbeschleunigungsgesetz ein wichtiges industrie-
politisches Zeichen: Der Industrie- und Wirtschaftsstandort Deutschland wird durch Abbau 
verfahrensrechtlicher Hemmnisse gestärkt. 

Durch die vorgesehenen Regelungen werden insgesamt Planungs- und Genehmigungs-
verfahren verkürzt und es reduziert sich zugleich der Erfüllungsaufwand für Wirtschaft und 
Verwaltung. Das Regelungsvorhaben ist daher auch ein Beitrag zur Erreichung der Ziele 
der Bundesregierung im Bereich „Bessere Rechtsetzung und Bürokratieabbau“ (vgl. Son-
derbericht „Bessere Rechtsetzung und Bürokratieabbau in der 20. Legislaturperiode“; Ka-
binettsbeschluss vom 25. Oktober 2023). 

II.  Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

Der Gesetzentwurf erfasst die Vorhaben, die für die Erzeugung, Anlandung und Verteilung 
von Wasserstoff von zentraler Bedeutung sind und denen damit für den Um- und Ausbau 
eines treibhausgasneutralen Energiesystems eine Schlüsselrolle zukommt. Diese Vorha-
ben sollen in ihrer Schlüsselrolle gestärkt werden und daher bei planerischen Abwägungen 
als Belang mit einem überragenden öffentlichen Interesse gewichtet werden. Diese hohe 
Gewichtung ist in der Anlauf- und Aufbauphase der Vorhaben von wichtiger Bedeutung.  

Darüber hinaus werden beschleunigende Regelungen für das gerichtliche Verfahren getrof-
fen. Für einen Teil der Vorhaben wird das Oberverwaltungsgericht beziehungsweise Bun-
desverwaltungsgericht erstinstanzlich zuständig sein.  

Des Weiteren werden durch Maßgaben und in Fachgesetzen zahlreiche Änderungen in den 
Verfahrensregelungen getroffen, die insbesondere die Digitalisierung betreffen. In Bezug 
auf das Vergaberecht werden kurzfristige Instrumente der Beschaffungsbeschleunigung für 
Vorhaben des Wasserstoffbeschleunigungsgesetzes übernommen. 
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In den Fachgesetzen werden die Regelungen des Wasserstoffbeschleunigungsgesetzes 
flankiert. Im Energiewirtschaftsgesetz werden für das Planfeststellungsverfahren die Ver-
fahrensregelungen für die Wasserstoffinfrastruktur ergänzt.  

Im Bundesfernstraßengesetz findet für Anlagen zur Herstellung und Speicherung von Was-
serstoff eine Angleichung an die Regelungen für Windenergieanlagen und Solarenergiean-
lagen an Bundesfernstraßen statt.  

Im Bundes-Immissionsschutzgesetz werden bestehende Erleichterungen für Windenergie-
anlagen an Land auch auf Elektrolyseure und Speicheranlagen ausgedehnt. 

Im Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung werden die Vorgaben für Elektrolyseure 
in der Anlage 1 an die Anlage 1 der 4. BImSchV angepasst, welche zur Umsetzung der 
Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. November 
2010 über Industrieemissionen (im Folgenden: Industrieemissions-Richtlinie) zeitgleich ge-
ändert wird.  

Im Raumordnungsgesetz werden für die Grundsätze der Raumordnung ergänzende Rege-
lungen für Anlagen zur Erzeugung und zur Speicherung von Wasserstoff aufgenommen. 

III. Alternativen 

Keine. Mit dem Entwurf sollen Anliegen aus dem Koalitionsvertrag und der Nationalen Was-
serstoffstrategie aufgegriffen und kodifiziert werden. Die Beschleunigung der Planungs- 
und Genehmigungsverfahren dient der Erreichung der nationalen Klimaschutzziele im Ein-
klang mit den internationalen Verpflichtungen aus dem Pariser Klimaschutzabkommen.  

IV. Gesetzgebungskompetenz 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes folgt aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11, 16, 
22, 24, 31 und 32 des Grundgesetzes. Das vorliegende Gesetz in Artikel 1 fällt in den Be-
reich des Rechts der Wirtschaft (Nummer 11). Maßgaben betreffend das Bundes-Immissi-
onsschutzgesetzes sowie Regelungen nach Artikel 5 zum Bundes-Immissionsschutzgesetz 
fallen den Bereich der Luftreinhaltung (Nummer 24). Maßgaben betreffend das Wasser-
haushaltsgesetz unterfallen Nummer 32.  

Regelungen zum gerichtlichen Verfahren und für Regelungen nach Artikel 2 (Verwaltungs-
gerichtsordnung) kann der Bund auf Grund von Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 des Grund-
gesetzes treffen.  

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für Artikel 3 (Energiewirtschaftsgesetz) folgt 
aus Artikel 74 Nummer 11 des Grundgesetzes (Recht der Wirtschaft). Regelungen zum 
Bundesfernstraßengesetz kann der Bund auf Grund von Artikel 74 Absatz 1 Nummer 22 
des Grundgesetzes treffen.  

Für das Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung ergibt sich die Gesetzgebungskom-
petenz des Bundes aus einer Zusammenschau der zuvor genannten Kompetenztitel des 
Bundes im Bereich der der konkurrierenden Gesetzgebung. 

Für das Raumordnungsgesetz ergibt sich die Gesetzgebungskompetenz des Bundes aus 
Artikel 74 Absatz 1 Nummer 31 des Grundgesetzes. 

Eine bundesgesetzliche Regelung ist im Sinne des Artikels 72 Absatz 2 des Grundgesetzes 
zur Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit erforderlich. Das Wasserstoffbeschleuni-
gungsgesetz regelt den bundeseinheitlichen Rahmen für die beschleunigte Planung und 
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Im Sinne des systemischen Zusammendenkens der Nachhaltigkeitsziele leistet das Gesetz 
damit gleichzeitig einen Beitrag zur Erreichung von Ziel 16, welches in seiner Zielvorgabe 
16.6 verlangt, leistungsfähige, rechenschaftspflichtige und transparente Institutionen auf al-
len Ebenen aufzubauen. Das Gesetz fördert die Erreichung dieser Zielvorgabe, indem es 
die Planungs-, Genehmigungs- und Vergabeverfahren für die Erzeugung, die Speicherung 
und den Import von Wasserstoff vereinfacht und insbesondere die Planfeststellungsverfah-
ren stärker digitalisiert. 

Damit trägt der Entwurf zur Erreichung des Nachhaltigkeitsziels 13 bei, umgehend Maß-
nahmen zur Bekämpfung des Klimawandels und seiner Auswirkungen zu ergreifen und sei-
ner Zielvorgabe 13.3 bei, die personellen und institutionellen Kapazitäten im Bereich der 
Abschwächung des Klimawandels, der Klimaanpassung und der Reduzierung der Klima-
auswirkungen zu verbessern. 

Nach Überprüfung der Indikatoren und Prinzipien für nachhaltige Entwicklung trägt das Re-
gelungsvorhaben insbesondere zur Erreichung des Nachhaltigkeitsziels 9, eine hochwer-
tige, verlässliche, nachhaltige und widerstandsfähige Infrastruktur für Wasserstoff aufzu-
bauen, leistet er außerdem einen Beitrag zur Verwirklichung von Nachhaltigkeitsziel 9. Die-
ses verlangt in seiner Zielvorgabe 9.1, eine widerstandsfähige Infrastruktur aufzubauen, 
inklusive und nachhaltige Industrialisierung zu fördern und Innovationen zu unterstützen. 
Der Entwurf fördert die Erreichung dieser Zielvorgabe, indem er sowohl zu einer zügigen 
Realisierung der Wasserstoffinfrastruktur als auch durch eine stärkere Digitalisierung der 
Planungs- und Genehmigungsverfahren ein hochwertiges und nachhaltiges Infrastruktur-
angebot fördert. 

Damit berücksichtigt der Entwurf die Querverbindungen zwischen den Zielen für nachhal-
tige Entwicklung und deren integrierenden Charakter, der für die Erfüllung von Ziel und 
Zweck der UN-Agenda 2030 von ausschlaggebender Bedeutung ist und trägt dabei auch 
zur Erreichung von Nachhaltigkeitsziel 3 bei. Mit dem Wasserstoffhochlauf sollen die natio-
nalen und internationalen Klimaschutzziele zur Bekämpfung des Klimawandels und seiner 
Auswirkungen erreicht werden. Dies trägt dazu bei, ein gesundes Leben für alle Menschen 
jeden Alters zu gewährleisten, ihr Wohlergehen zu fördern und dabei den Schwerpunkt auf 
einen erschwinglichen und gleichberechtigten Zugang für alle zu legen. 

Der Entwurf folgt damit den Nachhaltigkeitsprinzipien der DNS „(1.) Nachhaltige Entwick-
lung als Leitprinzip konsequent in allen Bereichen und bei allen Entscheidungen anwen-
den“, „(2.) Global Verantwortung wahrnehmen“, „(3.) Natürliche Lebensgrundlagen erhal-
ten“, „(4.) Nachhaltiges Wirtschaften stärken“, „(5.) Sozialen Zusammenhalt in einer offenen 
Gesellschaft wahren und verbessern“, „(6.) Bildung, Wissenschaft und Innovation als Trei-
ber einer nachhaltigen Entwicklung nutzen“). 

3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Für die Haushalte des Bundes und der Länder, einschließlich der Kommunen, entstehen – 
bis auf die nachstehenden Ausführungen zum Bundesverwaltungsgericht – keine neuen 
Ausgaben. Etwaigen Mehrbedarfen bei den Oberverwaltungsgerichten bzw. Verwaltungs-
gerichtshöfen infolge der vorgesehenen erstinstanzlichen Zuständigkeit dieser Gerichte 
stehen Minderbedarfe bei den Verwaltungsgerichten gegenüber. Die Übertragung weiterer 
erst- und letztinstanzlicher Zuständigkeiten auf das Bundesverwaltungsgericht wird dort zu 
einem geringfügig erhöhten Verfahrensaufkommen und damit voraussichtlich zu einer Er-
höhung der jährlichen Personalkosten und der damit zusammenhängenden Sachkosten im 
Justizhaushalt – Einzelplan 07 – führen. Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln soll 
finanziell und stellenmäßig im Einzelplan 07 ausgeglichen werden.  
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Aus Artikel 1, 3, 5 und 6 entsteht der Verwaltung insgesamt kein Erfüllungsaufwand. Durch 
die Vorgaben zur Digitalisierung insgesamt und durch den Ausschluss der optionalen 
Schriftlichkeit im Verfahren nach Bundes-Immissionsschutzgesetz ist zu erwarten, dass 
sich der Aufwand deutlich verringern wird. Im Übrigen gelten die materiell-rechtlichen Re-
gelungen zur Genehmigung und Zulassung – wie bisher – entsprechend den Vorgaben der 
Fachgesetze.  

Mit den Regelungen nach Artikel 4 wird ein Zustimmungserfordernis entbehrlich, so dass 
hier von einem geringen Aufwand im Einzelfall auszugehen ist. Die Änderungen in Artikel 7 
betreffen die Grundsätze und führen nicht zu einem veränderten Erfüllungsaufwand. 

Im Einzelnen: 

Artikel 1: 

An den materiell-rechtlichen Anforderungen für das Genehmigungsverfahren werden keine 
Änderungen vorgenommen. Durch beschleunigte vergaberechtliche Verfahren und Nach-
prüfungsverfahren wird der damit verbundene Aufwand für öffentliche Auftraggeber und 
Vergabekammern verringert. In Bezug auf die Verfahren wird sich durch die Regelungen 
zur Digitalisierung der Aufwand deutlich verringern. Das Vorliegen einer Erklärung im Fall 
des § 4 Absatz 2 Nummer 2 des Wasserstoffbeschleunigungsgesetzes erfolgt im Rahmen 
der ohnehin vorzunehmenden Vollständigkeitsprüfung. Die zuständige Behörde prüft inso-
weit nur, ob diese Erklärung vorhanden ist. Es fällt kein weiterer Erfüllungsaufwand an. 

Artikel 3: 

An den materiell-rechtlichen Anforderungen für das Genehmigungsverfahren werden keine 
Änderungen vorgenommen. In Bezug auf die Verfahren wird sich durch die Regelungen zur 
Digitalisierung der Aufwand deutlich verringern. Für den Auf- und Ausbau von Wasserstoff-
netzen sind bestimmte Beschleunigungsregeln des Wasserstoffbeschleunigungsgesetzes 
entsprechend anwendbar, damit geht ebenfalls im Einzelfall eine Aufwandsverringerung 
einher. 

Artikel 5: 

In Bezug auf die Genehmigungsverfahren wird sich durch die Regelungen zur Digitalisie-
rung der Aufwand verringern. Durch die Reduzierung des behördlichen Prüfungsumfangs 
in bestimmten Änderungsgenehmigungsverfahren ist zu erwarten, dass sich der Aufwand 
der Verwaltung verringert.   

Artikel 6: 

Mit der Herausnahme von bestimmten Verfahren aus der Vorprüfungspflicht kommt es zu 
einem Wegfall behördlicher Prüfungspflichten. Damit geht eine Reduzierung des Erfül-
lungsaufwandes für die Verwaltung einher. Darüber hinaus wird durch die Verkürzung von 
Fristen der Öffentlichkeitsbeteiligung eine geringere Beteiligung insgesamt erfolgen, so-
dass auch hierbei eine Reduzierung des Verwaltungsaufwandes erwartet wird.  

5. Weitere Kosten 

Die Regelungen dieses Gesetzentwurfs bewirken keine wesentlichen Änderungen bei den 
sonstigen Kosten der Wirtschaft und den Kosten für soziale Sicherungssysteme. Es sind 
keine Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbrau-
cherpreisniveau, zu erwarten. Durch das Wasserstoffbeschleunigungsgesetz werden auch 
Zuständigkeiten des Bundesverwaltungsgerichts und der Oberverwaltungsgerichte festge-
legt. Ob und in welchem Umfang sich daraus Justizkosten ergeben können, kann derzeit 
nicht geschätzt werden. Durch die Erweiterung der erstinstanzlichen Zuständigkeit beim 
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Zu § 4 (Besonderes Interesse) 

Zu Absatz 1 

Die Errichtung und der Betrieb von Vorhaben im Anwendungsbereich des Wasserstoffbe-
schleunigungsgesetzes liegen im überragenden öffentlichen Interesse und dienen der öf-
fentlichen Sicherheit.  

Die Regelung ergibt sich aus dem besonderen Interesse am zügigen Hochlauf der nationa-
len Wasserstoffwirtschaft und der sehr schnellen Versorgung mit Wasserstoff. Errichtung 
und Betrieb der entsprechenden Anlagen dienen der Erreichung der Zielsetzungen der Bun-
desregierung und der EU im Energie- und Klimabereich. Hierfür sind die Erzeugung, Spei-
cherung und der Import von Wasserstoff essenziell. Dabei dient Wasserstoff sowohl als 
Energieträger in der direkten Anwendung als auch als Transport- und Speichermedium für 
erneuerbare Energien. Der Versorgung mit Wasserstoff kommt daher flankierend zu dem 
Ausbau der Erneuerbaren Energien eine Schlüsselrolle bei der Erreichung der Klimaschutz-
ziele und der Transformation der Industrie zu. Daher wird für die Vorhaben im Anwendungs-
bereich dieses Gesetzes ein überragendes öffentliches Interesse konstituiert. Dieses ist 
von der zuständigen Behörde als vorrangiger Belang in die durchzuführende Schutzgüter-
abwägung einzubringen. Den allgemeinen Rahmen hierfür bildet die fortgeschriebene Na-
tionale Wasserstoffstrategie der Bundesregierung (Beschluss im Bundeskabinett am 
26. Juli 2023), in der die Ziele der deutschen Wasserstoffpolitik niedergelegt sind. Diese 
bildet den Handlungsrahmen für die (künftige) Erzeugung, den Transport und die Nutzung 
von Wasserstoff und seinen Derivaten, einschließlich entsprechender Forschung, Innovati-
onen und Investitionen. Die in der Nationalen Wasserstoffstrategie beschriebene Phase 1, 
der Beginn des Markthochlaufs für Wasserstoff, wird derzeit bis Ende 2023 erfolgreich um-
gesetzt. Es schließt sich die Phase 2 bis 2030 an, in der die Stärkung des nationalen und 
internationalen Markthochlaufs erfolgen soll. Die wesentlichen Ziele der Nationalen Was-
serstoffstrategie sind dabei eine Vorreiterrolle der deutschen Wirtschaft im Wasserstoffbe-
reich auf allen Wertschöpfungsebenen, der Schutz des Klimas durch eine Dekarbonisierung 
der Industrie sowie die Gewährleistung einer hohen Versorgungssicherheit durch eine wett-
bewerbsfähige innereuropäische Erzeugung von Wasserstoff bei gleichzeitiger Diversifizie-
rung und Sicherung internationaler Importe. 

Insoweit schließt sich die Regelung zum überragenden öffentlichen Interesse bezüglich des 
Hochlaufs der Wasserstoffwirtschaft konsequent an den ebenfalls im überragenden öffent-
lichen Interesse liegenden Ausbau erneuerbarer Energien in § 2 des Erneuerbaren-Ener-
gien-Gesetzes (EEG) und den beschleunigten Netzausbau nach dem Netzausbaube-
schleunigungsgesetzes (NABEG) und dem Energieleitungsausbaugesetzes (EnLAG) an. 

Die Definition von Vorhaben zur Erzeugung, Speicherung und dem Import von reinem Was-
serstoff als im überragenden öffentlichen Interesse liegend und der öffentlichen Sicherheit 
dienend, soll im Fall einer Abwägung dazu führen, dass das besonders hohe Gewicht des 
Hochlaufs der nationalen Wasserstoffwirtschaft berücksichtigt werden muss. Konkret soll 
der Hochlauf der Wasserstoffwirtschaft damit im Rahmen von Abwägungsentscheidungen 
u. a. gegenüber dem Landschaftsbild, Denkmalschutz oder im Forst-, Immissionsschutz-, 
Naturschutz-, Bau- oder Straßenrecht nur in Ausnahmefällen überwunden werden.  

Die Belange des Wasserhaushalts und der öffentlichen Wasserversorgung sind bei der 
wasserrechtlichen Erlaubnis oder Bewilligung von Vorhaben nach § 2 Absatz 1 umfassend 
zu berücksichtigen.  Das in § 4 Absatz 1 festgestellte überragende öffentliche Interesse 
ändert daher nichts an dem gesetzlich vorgegebenen Maßstab der wasserrechtlichen Prü-
fung, einschließlich der einzuhaltenden (Abwasser-)Grenzwerte, der Abstandsflächen zu 
umliegenden Gewässern und der Grundwasserneubildungsraten. Eine  wasserrechtliche 
Erlaubnis oder Bewilligung für Vorhaben nach § 2 Absatz 1 ist demnach – trotz der Fest-
stellung des überragenden öffentlichen Interesses in § 4 Absatz 1 – gemäß § 12 Absatz 1 
des Wasserhaushaltsgesetzes zwingend zu versagen, wenn dadurch schädliche, auch 
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Interesse an der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben nach § 2 Absatz in der Regel 
als ausschlaggebend berücksichtigen muss. Maßnahmen, die das Vergabeverfahren oder 
die Umsetzung des Vorhabens verzögern, verlängern oder sogar vereiteln, sind daher in 
der Regel keine angemessenen Maßnahmen im Sinne dieser Nummer.  

Zu Absatz 6 

Diese Regelung ergänzt § 169 GWB angesichts des hohen Beschleunigungsinteresses der 
Vorhaben nach § 2 Absatz 1 und der Gefährdung überragender öffentlicher Interessen hin-
sichtlich der Vorabgestattung des Zuschlags durch die Vergabekammer. Sie hat dabei das 
überragende Interesse an der schnellen Umsetzung der Vorhaben zu berücksichtigen, wo-
bei dieses Interesse bei Vorhaben nach § 2 Absatz 1 in der Regel überwiegt und eine Vor-
abgestattung des Zuschlags erforderlich machen kann.  

Absatz 6 wird in der Praxis von Beschaffungen für Vorhaben nach § 2 Absatz 1 dann zur 
Anwendung kommen, wenn nicht schon ein wirksamer Zuschlag erfolgt ist, bevor Konkur-
renten einen Nachprüfungsantrag stellen. Im Fall eines bereits wirksam erteilten Zuschlags 
gilt § 168 Absatz 2 Satz 1 GWB. Rechtschutz ist gemäß § 135 GWB zu gewähren.  

Satz 1 und 2 gestalten die Abwägungsentscheidung über die Vorabgestattung des Zu-
schlags näher aus und folgen dabei der bestehenden Regelungssystematik in § 169 Ab-
satz 2 Satz 1, 2 und 3 GWB, nach denen besonders zu berücksichtigende Aspekte des 
Interesses der Allgemeinheit an einem raschen Abschluss des Vergabeverfahrens und der 
nachteiligen Folgen einer Verzögerung der Vergabe bis zum Abschluss der Nachprüfung 
als Abwägungsinteresse festgelegt werden.  

Für Vorhaben nach § 2 Absatz 1 sind deshalb der Zweck des § 1 und das besondere Inte-
resse nach § 4 ergänzend in der Abwägung zu berücksichtigen. Mithin ist das überragende 
Interesse an der schnellstmöglichen Umsetzung der Vorhaben nach § 2 Absatz 1 ange-
sichts des hohen Beschleunigungsinteresses und der Gefährdung überragender öffentli-
cher Interessen in die Entscheidung über die Vorabgestattung des Zuschlags einzubezie-
hen. 

Satz 2 legt zudem entsprechend der Systematik in § 169 Absatz 2 Satz 3 GWB angesichts 
des hohen Beschleunigungsinteresses der Vorhaben nach § 2 Absatz 1 und der Gefähr-
dung überragender öffentlicher Interessen fest, dass das besondere Interesse in der Regel 
überwiegt. 

Satz 3 legt fest, dass die Entscheidung über die Vorabgestattung unverzüglich und zwar 
längstens innerhalb einer Woche zu treffen ist. Die Frist kann nicht verlängert werden. Die 
Entscheidung ist zu begründen. 

Satz 4 legt zudem fest, dass der Zuschlag dann auch unmittelbar und damit tatsächlich 
schneller als bisher nach § 169 Absatz 2 Satz 1 GWB erteilt werden kann, soweit die War-
tepflicht nicht noch läuft. Er setzt Artikel 2 Absatz 3 Satz 2 der Rechtsmittelrichtlinie 
89/665/EWG, Artikel 2 Absatz 3 Satz 2 der Sektoren-Rechtsmittelrichtlinie 92/13/EWG und 
Artikel 56 Absatz 3 Satz 2 der Verteidigungs- und Sicherheitsvergaberichtlinie 2009/81/EG 
um. 

Soweit zu der Entscheidung ein isolierter Antrag an das Beschwerdegericht erfolgt, legt 
Satz 5 fest, dass bei der Entscheidung des Beschwerdegerichts dann ebenfalls das hohe 
Beschleunigungsinteresse angesichts der Gefährdung eines überragenden öffentlichen In-
teresses nach § 1 und § 4 zu beachten sind.  
























